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Salz
Jahrelang haben Anti-Atom-
Aktivist:innen in Gorleben die 
Slogans „Bringt Bagger!” und 
„Das Salz zurück in die Erde” 
skandiert. Nun geschieht genau 
das. Die BI hat nachgeschaut.

Luft
Die Statuskonferenz Zwischen-
lagerung in Berlin hätte ein An-
fang sein können für echte Bür-
gerbeteiligung. Doch im Verlauf 
erwies sich auch dieses Format 
als Produzent heißer Luft.

Wasser
Jahrzehntelang haben Staaten
Hunderttausende Fässer mit 
Atommüll ins Meer gekippt. Von 
einem Forschungsschiff aus
kartieren Wissenschaftler:innen 
nun Lage und Umweltgefahr.

VII–IX/ 2026 • # 1099



Urheber von Abbildungen, deren Quelle wir nicht ermitteln konn-
ten, bitten wir freundlich um Kontaktaufnahme unter:
redaktion@gorleben-rundschau.de 

Hinweis
Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben allein die Meinungen 
der Verfasserinnen und Verfasser wieder. 

Druck
die Umweltdruckerei GmbH, Hannover
Zertifikat: klimaneutral gedruckt

Papier
Circle Offset Premium White
Zertifikat: Blauer Engel

Druckfarbe
Flint-Novavit F 900 EXTREME BIO 

Impressum

Ältere Ausgaben
Ältere Ausgaben können von unserer 
Website heruntergeladen werden. 

Verantwortlich (V. i. S. d. P.)
Andreas Conradt
Torsten Koopmann

Ständige Mitarbeiter
Wolfgang Ehmke, Anna Gäde
Wilma Wallat, Peter Widmayer

Produktion
Layout: Andreas Conradt
Korrektorat: Wilma Wallat

Weitere Text- und Bildrechte
wie namentlich gekennzeichnet

48. Jahrgang
Ausgabe 1099
Juli, August, September 2026

Die Gorleben Rundschau ist ein
kostenloses Informationsblatt der
Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg e. V.

Kontakt
Rosenstraße 20
29439 Lüchow
Telefon: 05841 - 4684

Mail und Internet
service@gorleben-rundschau.de
redaktion@gorleben-rundschau.de
www.gorleben-rundschau.de

In Zusammenarbeit mit dem BI-Pressesprecher Wolfgang Eh-
mke bietet die Rosa-Luxemburg-Stiftung zwischen dem 30. 
August und 4. September 2026 einen Fahrrad-Bildungsurlaub 
im Wendland an. Gemeinsam werden Brennpunkte rund um 
die Auseinandersetzung um den Atommüll-Standort Gorleben 
besucht.

Die Standortbenennung Gorlebens als „Nukleares 
Entsorgungszentrum“ im Februar 1977 hat das Wendland völ-
lig umgekrempelt. Die bevölkerungsärmste Ecke Westdeutsch-
lands, stark agrarisch geprägt und stockkonservativ, setzte 
sich zur Wehr. Einheimische, Zugereiste aus Berlin und Ham-
burg rauften sich zusammen. Der Widerstand und Protest 

gegen Gorleben wurden schließlich, mit Beginn der Castor-
Transporte, zum sozialen Ort, an dem die Zukunft der Atom-
kraft „ausgehandelt“ wurde. Das alles hat Menschen verän-
dert, ihre politischen Einstellungen und ihr Handeln. Mit der 
Parole „Gorleben soll leben“ wurde zugleich – und sehr früh – 
ein Impuls gegeben, auf Atomkraft zu verzichten und auf Er-
neuerbare Energien zu setzen. Dieses Umdenken findet seinen 
Niederschlag unter anderem in einer großen Dichte von Bio-
Betrieben und Solawis. Anders leben und arbeiten gilt auch 
im Umgang mit den Geflüchteten.

Der fünftägige Bildungsurlaub gibt einen Ein-
blick in eine Region, in der so vieles anders ist als anderswo.

Bildungsreise Rebellisches Wendland

Advertorial
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Particitainment statt Partizipation

Haben Sie sich schon einmal beteiligt? Ich meine jetzt 
nicht die alle Jahre wiederkehrende Stimmabgabe als 
Wahlvolk aufgrund mehr oder weniger glaubwürdi-
ger Ankündigungen und Absichtserklärungen oder 
freundlicher Plakate. Ich meine einen Prozess, den 
man in einer entwickelten Demokratie als Partizipati-
on bezeichnet, und bei dem es darum geht, Entschei-
dungen durch das Wissen der Vielen besser zu ma-
chen oder aber einen fairen Ausgleich zwischen not-
wendigen Maßnahmen und den davon Betroffenen 
auszuhandeln.  
Im Wendland haben wir langjährige Erfahrungen mit 
derartigen Verfahren und überwiegend erlebt, dass 
viele davon die Lebenszeit nicht wert sind, die man in-
vestieren muss. Auf der „Leiter der Beteiligung“ wer-
tet die Sozialwissenschaft die unteren Ebenen der Ma-
nipulation und pseudo-partizipatorischer Program-
me eindeutig als Nicht-Beteiligung, die Ebenen der 
Information und Konsultation noch als „Tokenism“ 
oder Feigenblattpolitik. Wir kennen so etwas von der 
„Grünfärberei” eigentlich schädlicher Produkte oder 
vom „Social washing“ von Konzernen, bei denen es 
nicht um Einfluss, sondern lediglich um die Inszenie-
rung der Projektoren geht. Erst auf der folgenden Stu-
fe, bei der Menschen nicht nur repräsentativ für eine 
Gruppe, sondern auch als Individuen wahrgenommen 
und partnerschaftlich in die Zusammenarbeit einbe-
zogen werden, spricht man von Beteiligung. 
Oft waren wir genötigt, mit Witz und Fantasie zu dras-
tischen Maßnahmen zu greifen, um uns Gehör zu ver-
schaffen, und letztlich zu erreichen, dass Gorleben als 
Endlagerstandort für den gesamten deutschen hoch-
radioaktiven Atommüll nach wissenschaftlichen Krite-
rien ausgeschlossen wurde. Der bereits zu uns durch-
geknüppelte Atommüll lagert aber noch weiter hier 
in einer in den Achtzigerjahren zur kurzzeitigen Zwi-
schenlagerung konzipierten „Kartoffelscheune” und 
es ist klar, dass er dort wohl noch ein Jahrhundert 

stehen bleiben muss, bis ein Endlager in Deutsch-
land aufnahmebereit sein wird. Unsere jahrelangen 
Forderungen, vor Ablauf der aktuellen Genehmigung 
ein bundesweites Verfahren für das Jahrhundert der 
Atommülllagerung in Deutschland einheitlich für alle 
sechzehn Standorte zu beginnen, sind ungehört ver-
hallt. Was wir vor dem Neuantrag in diesem Sommer 
noch schnell bekommen haben, ist ein durch den Be-
treiber BGZ hastig inszeniertes „informelles Beteili-
gungsverfahren“, das alle Kriterien des „Particitain-
ment“ erfüllt. Das Grundsatzpapier des Kreistages 
für die Bürger:innenbeteiligung bei der Zwischenla-
gerung kannte die Verantwortliche noch nicht einmal, 
obwohl Mitarbeitende an dem Atomausschuss teilge-
nommen hatten, der dies ausarbeitete. Und die Geneh-
migungsbehörde BASE lieferte eine Statuskonferenz 
zur Zwischenlagerung, die über den Status der Infor-
mation nicht heraus kam, bei der Rede und Gegenre-
de gar nicht erst vorgesehen waren, und trotzdem alle 
eklatanten Widersprüche im Flickwerk deutscher Zwi-
schenlagergenehmigungen offenkundig wurden. Ein 
Regelwerk für die Zwischenlagerung soll erst im kom-
menden Jahr in die Verbändeanhörung gehen.
Ein Abarbeiten durch Bundesbehörden nach Verord-
nungslage erscheint uns angesichts der multiplen Ge-
fährdungen des kommenden Jahrhunderts nicht an-
gemessen. Aus unserer Sicht ist jetzt die politische 
Verantwortung des zuständigen Bundesministers ge-
fragt. Es war auch einst Bundesumweltminister Sig-
mar Gabriel, der nach einem Besuch im Landkreis mit 
seinem Positionspapier Verantwortung übernehmen 
die Weichen für einen Neuanfang in der Endlagersuche 
gestellt hatte. 
Die BGZ übrigens, die gerade den Antrag gestellt hat, 
ihr vor 40 Jahren genehmigtes Zwischenlager ein-
fach 20 Jahre weiter zu betreiben, hat der Gemeinde 
Gorleben aktuell zwei Millionen Euro zugesagt, weil 
ihr dortiges Infohaus „nach 40 Jahren baufällig“ sei ...

Martin Donat ist Vorsitzender 
der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg

Editorial
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Ende Juni fand in Berlin die Statuskonferenz Zwischenlager statt. 
BI-Pressesprecher Wolfgang Ehmke bewertet sie als eine 

„erfolgreiche Nullnummer und von Protest begleitet”.

Statuskonferenz
Zwischenlagerung

Das Zwischenlager Lubmin (ZLN) des Entsorgungswerks für Nuklearanlagen (EWN) 
ist erheblich stabiler gebaut als die Hallen in Ahaus und Gorleben.
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Zwischenlagerung

Die Endlagersuche dauert deutlich 
länger als ursprünglich geplant. Es 
soll zwar künftig schneller gehen, 
entsprechende Beratungen zur No-
velle des Standortauswahlgesetzes 
(StandAG) laufen bereits, doch der 
ursprüngliche Termin zur Benen-
nung eines Standortes – im Stan-
dAG wurde ursprünglich das Jahr 
2031 genannt – ist obsolet, und ei-
nen neuen Termin möchte der Ge-
setzgeber nicht mehr nennen.
Das hat erhebliche Folgen für die 
Zwischenlagerung hochradioak-
tiver Abfälle in Deutschland. Die 
Statuskonferenz in Berlin am 23. 
Juni sollte der Startschuss für 
ein Beteiligungskonzept sein, in 
dem betroffene Zwischenlagers-
tandorte durch ihre kommunalen 
Vertreter:innen, Bürgerinitiativen 
und Umweltverbände ausloten 
sollten, wie für die nächsten 100 
Jahre ein Mehr an Sicherheit ge-
schaffen werden könne, denn so-
lange wird an den 16 Zwischenla-
ger-Standorten in Deutschland der 
brisante Müll oberirdisch gelagert 
werden müssen.
Die besondere Würze: Einen Tag 
zuvor gab die Gorleben-Betreibe-
rin BGZ, also die Bundesgesell-
schaft für Zwischenlagerung, ih-
ren Plan bekannt. Sie will eine Ver-
längerung der Lagerung hochra-
dioaktiver Abfälle um 20 Jahre für 
Gorleben und für Ahaus beantra-
gen. In Gorleben lagern bekannt-
lich 113 Castoren, und die Geneh-
migung läuft im Jahr 2034 aus. Das 
Aus der Genehmigung für Ahaus 

folgt zwei Jahre später, also 2036.
20 Jahre. Das ist natürlich nur dann 
vernünftig, wenn bei den Sicher-
heitsbetrachtungen berücksich-
tigt wird, dass die Behälter in den 
Zwischenlagern weitere 80 bis 100 
Jahre aufbewahrt werden müssen 
und am Ende der Lagerzeit noch 
transportfähig sind – sie müssen 
zu einer Konditionierungsanlage 
in der Nähe des prospektiven End-
lagerstandorts, denn die Castorbe-
hälter sind Transport- und Lager-
behälter, keine Endlagerbehälter. 
Würden nämlich die über 100 Ton-
nen Metall mit dem brisanten In-
halt direkt eingelagert, käme es zu 
einer großen Gasentwicklung als 
Folge der Korrosion. Und über die 
Gas- und Wasserpfade träte letzt-
lich Radioaktivität wieder in die 
Biosphäre aus. 
Das Problem dabei sind nicht al-
lein die Deckeldichtungen, son-
dern auch das, was im Innern der 
Behälter in dieser langen Zeit pas-
siert. Und vor allem: Ein Transport, 
der hoffentlich letzte, führt zu ei-
ner großen mechanischen Belas-
tung durch das Hantieren, Ruckeln, 
Verladen und möglicherweise Auf-
prallen der Behälter.
Die Bürgerinitiative Lüchow-Dan-
nenberg (BI) begrüßt deshalb auf 
der einen Seite die „20 Jahre“, ver-
mutet aber, dass die BGZ nur auf 
ein „Weiter so“ setzt, um alle For-
derungen nach einer Härtung des 
Lagers oder eines Neubaus zu 
unterlaufen. Das sieht die BI Kein 
Atommüll in Ahaus ebenso, der 

Beteiligung der Zivilgesellschaft in der Frage der 
verlängerten Zwischenlagerung? Fehlanzeige!

Die Bundesgesellschaft für Zwischenlagerung 
(BGZ) behauptet, dass die Begrenzung des Ge-
nehmigungsantrags auf die eingelagerten 113 
Castorbehälter ein Beweis dafür sei, dass ihre Di-
alog- und „Beteiligungsangebote“ funktionierten 
und dass sie Forderungen der Zivilgesellschaft 
aufgegriffen habe.
Richtig ist hingegen, dass im Atomgesetz (AtG 
§9a (2a)) geregelt wurde, dass in Gorleben kein 
weiterer hochradioaktiver Müll eingelagert wer-
den darf. Die Beschränkung auf 113 Castoren war 
das Ergebnis eines politischen Prozesses, nämlich 
Teil der Vereinbarung zwischen Ex-Ministerpräsi-
dent Stephan Weil (SPD) und dessen einstigem 
niedersächsischen Umweltminister Stefan Wen-
zel (Grüne). Das war ihre Bedingung, sie hätten 
dem Standortauswahlgesetz (StandAG) nicht zu-
gestimmt. Dieses hat in der entsprechenden No-
velle des AtG Niederschlag gefunden. 
Auch die Begrenzung des neuen Genehmigungs-
antrags auf 20 weitere Jahre wurde von der BI 
Umweltschutz nicht gefordert und ist kein Bei-
spiel für „gelungene Beteiligung“. 
Im Fokus unserer Arbeit stand immer die For-
derung, dass sich die Sicherheitsbetrachtungen 
auf die absehbare Lagerung für weitere 80 bis 
100 Jahre und die Transportfähigkeit der Behäl-
ter und des Inventars am Ende der Lagerung er-
strecken müssen.

Die BGZ geht in Gorleben in die Verlängerung

Die Genehmigung des Brennelemente-Zwischen-
lagers Gorleben ist auf 40 Jahre befristet und läuft 
zum 31. Dezember 2034 aus. Die Bundesgesell-
schaft für Zwischenlagerung (BGZ) hat am 29. 
Juni den Antrag für eine verlängerte Zwischen-
lagerung am Standort Gorleben beim zuständi-
gen Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen 
Entsorgung (BASE) gestellt, und zwar für die wei-
tere Aufbewahrung der 113 Castor-Behälter mit 
hochradioaktivem Inhalt, die in Gorleben lagern. 
Die BGZ will den Antrag auf 20 Jahre bis zum 31. 
Dezember 2054 befristen. Diese Entscheidung 
für einen relativ kurzen Genehmigungszeitraum 
soll bewirken, dass die Sicherheit der Zwischen-
lagerung stets in kurzen Intervallen nachweisbar 
ist. Dies bringe eine Reihe von Vorteilen mit sich, 
schreibt die BGZ: 

•	 Die Ergebnisse ihres Forschungsprogramms 
könnten engmaschiger berücksichtigt werden. 

•	 Der überschaubare Genehmigungszeitraum 
ermögliche eine häufigere Anpassung an sich 
zukünftig weiterentwickelnde Regelwerke.

•	 Zusätzlich werde der Kompetenzerhalt bei 
BGZ, Genehmigungsbehörden und Sachver-
ständigenorganisationen in der Praxis sicher-
gestellt.

Zwischenlager Gorleben
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Fokus der Kritik muss sich auch 
auf das Ende, die Transportierbar-
keit nach der Zwischenlagerung, 
die längst zu einer Dauerlagerung 
wird, richten.
Entsprechend wurde vor dem Ver-
anstaltungsort, den Toren der Ge-
nehmigungsbehörde, des Bundes-
amtes für die Sicherheit der nuk-
learen Entsorgung (BASE) in Ber-
lin, sichtbar protestiert. Martin Do-
nat, der BI-Vorsitzende, sprach in 
diesem Zusammenhang von „epo-
chalen Aufgaben“, die nur mit einer 
echten Beteiligung der Zivilgesell-
schaft zu schaffen seien.
Helge Bauer von der Anti-Atom-
Organisation .ausgestrahlt ergänz-
te: „Die Sicherheit aller Atommüll-
Zwischenlager ist unzureichend. 
Ein Angriff auf sie mit moderner 
Drohnentechnik hätte katastropha-
le Folgen. Die anstehenden Neu-
genehmigungsverfahren für die 
Atommüll-Lager müssen auch der-
artige Defizite in den Blick nehmen.“
Zum Hintergrund: Die Status- 
konferenz Zwischenlager wurde 
vom BASE ausgerichtet und nahm 
einen ernüchternden Verlauf. Die 
BI und befreundete Organisatio-

nen hatten eingefordert, von der 
reinen Informationsweitergabe 
durch das Bundesumweltministe-
rium, das BASE und die BGZ weg-
zukommen. Dieses unerquickliche 
Format, der geschätzten Öffentlich-
keit die Atommüll-Welt zu erklä-
ren und darzulegen, dass man al-
les richtig macht, sollte einem Re-
de-Gegenrede-Konzept weichen. 
Asta von Oppen, die sich für die BI 
in den Vorgesprächen mit dem Ver-
anstalter immer wieder stark ge-
macht hatte, sagt dazu: „Wir sind 
diese Top-down Veranstaltungen 
dermaßen leid und hatten proak-
tiv Themenvorschläge für einen 
fachlichen Austausch auf Augen-
höhe unterbreitet.“ Denn garniert 
war das BASE-Konzept trotz alle-
dem mit einem Beteiligungsver-
sprechen. Von Oppen: „Eine rei-
ne Info-Veranstaltung schmückt 
sich schon mit dem Begriff Betei-
ligung, auch wenn das BASE diese 
als ,informell‘ vorsichtiger einord-
net. Man will aus der Vergangen-
heit nichts lernen.“ Auch der Parti-
zipationsbeauftragte des Nationa-
len Begleitgremiums, Hans Hage-
dorn, der sich für das Konzept der 

NGOs eingesetzt hatte, hält derar-
tige Konferenzformate nicht mehr 
für zeitgemäß. 
Zwischen Boykott und Mitwir-
kung pendelte sich die BI gemein-
sam mit .ausgestrahlt und den 
Freund:innen aus Ahaus ein: Zu-
nächst wurde vor den Toren des 
BASE-Hauptgebäudes in Berlin-
Tiergarten protestiert und danach 
nahm man auch im Veranstal-
tungssaal das Mikro in die Hand, 
um den rund 140 Teilnehmenden 
darzulegen, dass diese Konferenz 
nicht an das heranreichte, was 
man seitens der Initiativen ange-
boten und eingefordert hatte. BA-
SE-Chef Chris Kühn meinte trotz-
dem, die 140 Menschen spiegel-
ten das große Interesse an dem 
Thema wider, übersah aber geflis-
sentlich, dass mindestens 30 Pro-
zent der Anwesenden aus den Be-
hörden und entsprechenden Fir-
men kamen und nur 20 Prozent der 
Beteiligten sich den Initiativen zu-
rechnen ließen. Mager.
Witzigerweise wurde von den drei 
Fachworkshops nach den feierli-
chen Eröffnungsreden zu den The-
men „Beteiligung“, „Dicht und Dau-
erhaft“ und „Sicherheit“ ein „Frei-
er Workshop“ angeboten, für den 
sich natürlich niemand meldete. 
Ein großes weiteres Konfliktfeld 
ist die Sicherung der Anlagen ge-
gen „SEWD“, die sonstigen Ein-
wirkungen Dritter, sprich Flug-
zeugabsturz, Beschuss, Drohnen. 
Ein entsprechender Workshop war 
nicht vorgesehen, trotzdem drehte 
sich auf der Konferenz die Debat-
te um diese Fragen, unter ande-
rem um die Mauerstärke der Hal-
len. Die Hallenwände in Ahaus 
und Gorleben beträgt lediglich 50 
Zentimeter im unteren Bereich und 
nach oben konisch zulaufend auf 
nur noch 20 Zentimeter. Auch die 
Decken sind an beiden Orten nur 
20 Zentimeter stark. In Ahaus steht 
sie schon – und in Gorleben soll 
die Halle nun auch durch eine 10 
Meter hohe Mauer rund um das 
Gebäude zusätzlich geschützt wer-
den. Nur dass die Halle eben dop-
pelt so hoch und die dünne, nur 20 
Zentimeter starke Decke als Schutz 
ein Witz ist. 
In der Debatte Ende Juni in Ber-
lin kamen die Behörden- und Fir-
menvertreter in große Erklärungs-
not. Ein BGZ-Vertreter legte zu-
nächst die ausgeleierte Platte auf, 
die Sicherung der Zwischenla-
ger beruhe auf einem „Mehrbar-
rierensystem“ und den entschei-
denden Schutz gegen die SEWD 

Zwischenlager in Ahaus
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Glossar
 
BASE – Das Bundesamt für die Sicherheit der 
nuklearen Entsorgung ist eine gesetzlich errich-
tete, selbständige Bundesoberbehörde im Ge-
schäftsbereich des BMUKN. Im BASE werden 
alle behördlichen Aufgaben gebündelt, die mit 
dem Ausstieg aus der Kernenergie zu tun haben.

BGZ – Die Gesellschaft für Zwischenlagerung 
mbH ist eine in privater Rechtsform organisier-
te Gesellschaft des Bundes mit Hauptsitz in Es-
sen, die Zwischenlager für radioaktive Abfäl-
le in Deutschland betreibt. Neben den zentra-
len Zwischenlagern in Ahaus und Gorleben be-
treibt die BGZ die Zwischenlager für hochradio-
aktive Abfälle an den Standorten der deutschen 
Kernkraftwerke. Seit 1. Januar 2020 betreibt die 
BGZ auch Zwischenlager für schwach- und mit-
telradioaktive Abfälle.

BMUKN – Das Bundesministerium für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit ist eine oberste Bundesbehörde der Bun-
desrepublik Deutschland. Sein Hauptsitz bzw. 
erster Dienstsitz befindet sich in der Bundes-
stadt Bonn, sein zweiter Dienstsitz in Berlin.

CASTOR / Castor – Ein CASTOR (engl.: „cask 
for storage and transport of radioactive mate-
rial“, dt.: „Behälter zur Aufbewahrung und zum 
Transport radioaktiven Materials“) ist ein Spe-
zialbehälter zur Lagerung und zum Transport 
hochradioaktiver Materialien, zum Beispiel von 
abgebrannten Brennelementen aus Kernkraft-
werken oder Abfallprodukten („Glaskokillen“) 
aus der Wiederaufarbeitung. Der Begriff ist ein 
Markenname der GNS. Im allgemeinen deut-
schen Sprachgebrauch wird „Castor“ auch als 
Synonym für Brennelementbehälter oder Be-
hälter für hochradioaktive Abfälle verwendet.

NBG – Das Nationale Begleitgremium ist ein 
unabhängiges, pluralistisch zusammengesetz-
tes gesellschaftliches Gremium, das die Endla-
gersuche vermittelnd begleiten soll.

Standortauswahlgesetz (StandAG) – Gesetz zur 
Suche und Auswahl eines Standortes für ein End-
lager für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle. 
Das StandAG verwendet für das Auswahlverfah-
ren drei unterschiedliche Begriffe: Dabei stehen  
> Gebiete > Regionen > Orte für ein räumlich 
einengendes Auswahlverfahren: Teilgebiete – 
für den ersten Schritt, für die Endlagerung un-
geeignete und geeignete Gebiete zu identifizie-
ren (§13 StandAG), Standortregionen – für den 
zweiten Schritt, in den Teilgebieten einzelne klei-
nere Räume übertägig zu erkunden (§15), Stand- 
orte – die untertägig erkundet werden sollen (§16)

böte ohnehin der Castorbehälter.  
Aus dem Publikum gab es darauf-
hin heftige Reaktionen und völli-
ges Unverständnis. Das könne 
man nicht mehr hören. Schließ-
lich plane das Entsorgungswerk 
für Nuklearanlagen (EWN) neben 
der BGZ der zweite Betreiber von 
Zwischenlagern in Deutschland, in 
Lubmin einen Neubau mit Wand-
stärke von 1,80 Metern und sogar 
für die schwach- und mittelakti-
ven Abfälle am Standort Karlsru-
he wird dieser neue Standard vor-
gegeben. 
Dazu muss man wissen, dass nach 
dem Bau der ersten Zwischenla-
gerhallen in Ahaus und Gorleben, 
den Lagern der ersten Generati-
on, die Wandstärken an allen ande-
ren Standorten stark erhöht wur-
den. Warum soll in Gorleben und 
Ahaus der schlechtere Status bei-
behalten werden?
Eine befriedigende Antwort auf 
diese drängende Frage aus dem 
Publikum gab es nicht. Allein die 
Crew um Dr. Boris Brendebach 
aus dem Bundesumweltministe-
rium (BMUKN) ließ etwas Hoff-
nung aufkommen: Wenn sich Si-
cherungsfragen neu stellen, werde 
„Beton gerührt“. Dr. Peter Widmay-
er von der BI, an die für die Nuk-
leare Sicherung zuständigen Mit-
arbeiter des BMUKN: „Sie erklä-
ren, dass sich aus den in der Ver-
antwortung des BMUKN liegen-
den Lastannahmen für Zwischen-
lager hochradioaktiver Abfälle ein-
deutig die erforderliche Mindest-
stärke für Wände und Decken ab-
leiten lässt. Wenn das so stimmt, 

Atomkraft

dann sollte sich der Allgemeinheit 
sehr einfach erklären lassen, wie-
so die die in Gorleben und Ahaus 
gewählte Konstruktion für alle ab-
sehbaren Risiken als ausreichend 
betrachtet wird. Oder eben NICHT 
ausreicht, wie es die deutlich di-
ckeren Wandstärken in Lubmin na-
helegen.“
Interessant auch: Die EWN hat ei-
nen Antrag beim BASE gestellt, 
in dem es nicht um eine 20 Jah-
re Befristung geht, sondern viel-
mehr um einen Genehmigungs-
zeitraum bis zur Verfügbarkeit ei-
nes Endlagers. In der Debatte wur-
de klar, dass es auch um den Nach-
weis gehen soll, dass über einen 
langen Zeitraum „sicher“ gelagert 
werden kann. 
BI-Mitglied Rainer Behnecke: „Die-
se Diskrepanz muss vonseiten der 
BIs aufgegriffen und fachlich ge-
klärt werden. Es bestehen diame-
trale Unterschiede zwischen den 
Sicherheitsvorkehrungen in Lub-
min und in Gorleben und Ahaus. 
Es kann nicht sein, dass die Men-
schen im Umfeld der ältesten Zwi-
schenlager in Deutschland mit ei-
nem deutlich größeren Risiko le-
ben müssen.“
So bleibt es bei der BI-Forderung 
„Zurück auf Null“. Die nächste Sta-
tuskonferenz findet mit echter Be-
teiligung statt – oder ohne uns.

Zwischenlagerung

Anfang Juli gab es Proteste vor dem Zwischenlager in Gorleben
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der nun vergleichenden Endla-
gersuche heraus. 2024 schließ-
lich beginnt die Bundesgesell-
schaft für Endlagerung (BGE) da-
mit, das Bergwerk mit dem zuvor 
geförderten und über Tage aufge-
haldeten Salz wieder zu verfüllen. 

Aufgrund der Erfahrungen des 
langen Widerstands gegen das 
zentrale Entsorgungszentrum für 
Atommüll, der 1977 unmittelbar 
nach der Benennung Gorlebens 
als Standort begann, gibt es auch 
nach dem offiziellen Aus bei eini-
gen Teilnehmern des Sonntags-
spaziergangs Zweifel, ob der Er-

kundungsschacht des Salzstocks 
Gorleben-Rambow wirklich wie-
der vollends verfüllt werden wür-
de. Es gibt die Befürchtung, dass 
die BGE sich doch noch ein Hinter-
türchen offenhält, um dann not-
falls doch ein Endlager zu errich-
ten. „Auch bei mir schwang da ei-
ne gewisse Skepsis mit“, gesteht 
Wolfgang Ehmke. 
Um das zu überprüfen, bittet der 
Pressesprecher der Bürgerinitiati-
ve Umweltschutz Lüchow-Dannen-
berg (BI) die BGE, eine Abordnung 
von Anti-Atom-Aktivisten mit einer 
allerletzten Besucherfahrt den Salz-
stock noch einmal besichtigen zu 

gibt 
es den wöchentlichen Sonntags-
spaziergang um das Erkundungs-
bergwerk in Gorleben. Vor 17 
Jahren, zu Beginn der Aktion, gilt 
Gorleben noch als zentrales Ent-
sorgungszentrum für Atommüll, 
nur die Wiederaufarbeitungsan-
lage von atomaren Brennstoffen 
(WAA) ist zu dieser Zeit schon abge-
wehrt. Mit Inkrafttreten des Stand-
ortauswahlgesetzes 2013 werden 
im Bergwerk die Forschungsar-
beiten eingestellt und damit das 
Aus für die Atommüllendlage-
rung in Gorleben eingeleitet. Im 
Herbst 2020 fällt der Standort bei 

Im Juni haben acht Anti-Atom-Aktivisten das ehemalige Erkundungsbergwerk in 
Gorleben befahren. Hier sollte in 840 Metern Tiefe Atommüll endgelagert werden. 
Doch die Pläne sind vom Tisch. Die Gruppe konnte sich davon überzeugen, dass 
die Stollen ordnungsgemäß verfüllt werden. Von Kai Horstmann

Salz drin! – Zweifel weg!
Glück auf!

Seit Oktober 2009
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lich in einem Bereich, in dem Salz 
von über Tage von zwei Radladern 
in einen großen Gang verschoben 
wird. „Die hier eingesetzten Fahr-
zeuge sind teilweise 20 Jahre alt“, 
erklärt Torsten Rabe den Aktivisten. 
„Nach ihrem Einsatz hier unten 
werden sie verschrottet. Die sind 
so mit Salzstaub überzogen, dass 
sie über Tage ganz schnell rosten.“ 
Auf dem über einstündigen Rund-
gang können sich die altgedien-
ten Gegner des ehemaligen Er-
kundungsbergwerks davon über-
zeugen, dass die BGE wirklich mit 
Hochdruck dabei ist, das Bergwerk 
im Salzstock Gorleben-Rambow zu 
verfüllen. 

 Freud und Leid so nah

Während die Aktivisten über das 
Aus von Gorleben als Atommüll-
lager glücklich sind, herrscht bei 
den Bergleuten eine ganz ande-
re Stimmung. „Die Entscheidung 
ist gefallen“, zeigt sich der Stand-
ortleiter Torsten Rabe enttäuscht. 
„Nun müssen meine Mitarbeiter 
das abbauen, was sie mühsam auf-
gebaut haben. Das ist für uns alle 
nicht ganz einfach.“
Der BGE-Geologe drückt sich in 
seiner Meinung zu dem Thema 
sehr vorsichtig aus und bezeich-

lassen. Dabei gibt es seit 2021 so 
gut wie keine Besichtigungen mehr 
für Besucher außerhalb des Per-
sonenkreises von Betriebsange-
hörigen, Politik und Wissenschaft.

Ehmkes Bitte wird tatsächlich ent-
sprochen, allerdings wird die Per-
sonenanzahl auf acht Personen be-
grenzt. Neben Ehmke als Presse-
sprecher gehören dazu der BI-Vor-
sitzende Martin Donat und weite-
re Vorstandsmitglieder der Bür-
gerinitiative sowie Redakteur An-
dreas Conradt von der Gorleben 
Rundschau. Natürlich dürfen auch 
Mitglieder des Sonntagsspazier-
ganges mit in den Berg einfah-
ren, denn diese hatten ja schließ-
lich mit ihrer Skepsis die Anfrage 
ausgelöst. 

 Respekt für den anderen

Mitte Juni schließlich heißt es 
„Glück auf!“. Am Anfang der Be-
sichtigung gibt es zunächst eine 
Gesprächsrunde mit dem Stand-
ortleiter Torsten Rabe und dem 
Geologen Christian Islinger. Das 
Gespräch verläuft freundlich, man 
zollt Respekt für die jeweilige Ge-
genseite. Anekdoten fliegen hin 
und her, gemeinsam schwelgt man 
gar in Erinnerungen, die Geschich-
te geschrieben haben.
Mit dem Fahrstuhl geht es an-
schließend durch Schacht 1 rund 
840 Meter tief in den Hauptstollen. 
Es gibt noch zwei weitere, kleinere 
Stollen in 820 und 860 Meter Tie-
fe, die allerdings bei der Befahrung 
nicht besucht werden. Alle Stre-
cken unter Tage haben zusammen 
eine Länge von etwa acht Kilome-
tern. Beziehungsweise hatten, 
denn mittlerweile sind weit mehr 
als Zweidrittel wieder verfüllt, 
sprich zugeschüttet und – so gut 
es geht – verdichtet.
Anders als von vielen erwartet, 
sind die Temperaturen unter Tage 
durchaus angenehm. Große Strah-
ler beleuchten die Gänge. Die Ak-
tivisten-Gruppe wird Augenzeu-
ge, wie hier unten Fahrstuhl für 
Fahrstuhl Container voll mit Salz 
von über Tage ankommen und von 
Radladern und Zugmaschinen in 
die zu verfüllenden Strecken ge-
bracht werden. Die Abgase der 
Fahrzeuge werden durch große 
Lüftungspumpen abgesaugt, so-
dass Luft zum Atmen bleibt. Der 
Rundgang geht vorbei an bereits 
verfüllten Stollen, auch an der hei-
ligen Barbara, der Schutzpatronin 
der Bergleute, und endet schließ-

Atomkraft und Bombe

net die Entscheidung, die Erkun-
dung nicht abzuschließen, als sehr 
unglücklich. Aber: „Das Kind ist in 
den Brunnen gefallen, Gorleben 
ist Geschichte“, sagte Christian Is-
linger. 

 Gorleben war 1983 schon tot

Im Grunde leitete Prof. Dr. Klaus 
Duphorn 1983 mit seinem Ab-
schlussbericht im Auftrag der Phy-
sikalisch-Technischen Bundesan-
stalt (PTB) das Ende des Atom-
mülllagers Gorleben ein. Der Kie-
ler Quartärgeologe fällte ein ver-
nichtendes Urteil über die geolo-
gische Beschaffenheit des Salz-
stocks Gorleben-Rambow. Schon 
die Standortwahl wurde von Du-
phorn kritisiert. „Für die Fokussie-
rung auf Gorleben unter dem da-
maligen niedersächsischen Minis-
terpräsidenten gab es keine fach-
liche Begründung“, erklärte Klaus 
Duphorn später. „Ausschlagge-
bend war vielmehr die periphere 
Lage des unterentwickelten, von 
drei Seiten von der DDR-Grenze 
eingeschlossenen Gebietes.”
Im Februar 1977 nämlich hatte 
Ernst Albrecht (CDU) verkündet, 
dass in Gorleben das Nukleare Ent-
sorgungszentrum (NEZ) der Bun-
desrepublik entstehen soll. Das 

Schutzpatronin der Bergleute: Heilige Barbara

Wendland
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erfüllt: Die engere Standortregi-
on sollte keine nutzbaren Lager-
stätten oder Grundwasserreser-
ven enthalten. Nach sieben Jah-
ren gab Prof. Dr. Klaus Duphorn 
seinen Forschungsbericht ab. 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
schrieb unter Duphorns Bericht, 
der Salzstock Gorleben sei den-
noch geeignet, er müsse nur bes-
ser erforscht werden. Der Geolo-
ge wurde gefeuert. 

 Die alte Kontroverse

„Trotz Duphorns vernichtendem 
Urteil wurde an dem Endlagers-
tandort festgehalten, weil man für 
den Betrieb eines Atomkraftwer-
kes ein Endlager vorweisen muss-
te. Das musste noch nicht einmal 
in Betrieb sein, es reichte, wenn 
er erforscht wurde“, schildert Wolf-
gang Ehmke während der Befah-
rung des Bergwerks im Juni. „Es 
vergingen noch 30 weitere Jahre, 
in denen man erfolglos den Salz-
stock erkundete.“
Plötzlich blitzt die alte Gorleben-
kontroverse wieder auf: Christi-
an Islinger sieht durch neue For-
schungsmöglichkeiten die Ergeb-
nisse von Duphorn zumindest in-
frage gestellt. Der Geologe befür-
wortet die Endlagerung in Salz, 

hält sie für sinnvoll und argumen-
tiert, dass Salz seit 250 Millionen 
unverändert sei. Ehmke hält dage-
gen die Lagerung von Atommüll 
in Tonschichten für sinnvoller. Das 
Gespräch der beiden gegensätzli-
chen Seiten ist geprägt von Rück-
sicht und Verständnis. Martin Do-
nat hat für das fehlgeschlagene 
Projekt einen klaren Hauptschuldi-
gen: „Die Politik hat der Wirtschaft 
den Auftrag gegeben, die Atom-
kraft zu nutzen.“
Aber die Forschungsarbeiten wur-
den nicht nur durch Reaktorkata-
strophen in Tschernobyl und Fu-
kushima beeinflusst, die zu jahre-
langen Unterbrechungen führten.  
Auch der anhaltende Widerstand 
gegen die Castor-Transporte – der 
letzte Transport nach Gorleben 
fand 2011 statt – führte bei vielen 
Politikern zum Umdenken. Bun-
desumweltminister Peter Altmai-
er (CDU) sagte im Januar 2013 bei 
seinem Besuch in Gorleben, dass 
es so nicht weitergehen könne. 
Nach dem Ende der Forschungs-
arbeiten zur Endlagerung von 
Atommüll im Salzstock Gorleben-
Rambow durch das Standortaus-
wahlgesetz wurde ein verglei-
chendes Suchverfahren eingelei-
tet. Gorleben blieb trotzdem noch 
weitere sieben Jahre in der Lis-
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Wendland ragte tief in die damals 
bestehende DDR hinein. Bei einem 
Störfall, so hoffte man, wäre der 
kommunistische Feind stärker be-
troffen als man selbst. Der CDU-
Ministerpräsident konterte seine 
Kritiker mit einem Kriterienkata-
log. Dieser enthielt vier Punkte, die 
der Salzstock zur Endlagerung von 
Atommüll zu erfüllen hatte.
Nur einer dieser Punkte wäre nach 
der Duphorn-Studie erfüllt worden, 
und auch nur dann, wenn man bei-
de Augen wohlwollend zugedrückt 
hätte. So war für den Kieler Geolo-
gen die Vermeidung von unkontrol-
lierten, wasserwegsamen Eingrif-
fen durch mindestens 170 Meter 
tief in den Salzstock eingeflosse-
nes Schmelzwasser nur formal er-
füllt. Die drei anderen Punkte aber 
überhaupt nicht!
 Aus Duphorns Sicht besaß der 
Salzstock nicht die richtige Größe, 
da große Partien reinen Steinsal-
zes als Voraussetzung für die End-
lagerung von wärmeentwickeln-
den Abfällen angesehen wurden 
– und eben nicht vorhanden wa-
ren. Ebenfalls nicht erfüllt wurde 
aus Duphorns Sicht, dass die Salz-
stockoberfläche nicht zu hoch an 
die oberflächennahen Grundwas-
serhorizonte reichen sollte. Auch 
ein drittes Kriterium wurde nicht 

Zurück über Tage: Mitglieder der Bürgerinitiative und des Sonntagsspaziergangs
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te der möglichen Atommüllendla-
gerstandorte, wurde dann aber im 
Herbst 2020 im ersten Vergleichs-
schritt gelöscht. 

 Rückbau in drei Schritten

„Zu Spitzenzeiten, das war Ende 
der Neunzigerjahre, arbeiteten 
hier rund 240 Mitarbeiter“, berich-
tet Torsten Rabe, der seit 1986 in 
unterschiedlichen Funktionen im 
Bergwerk Gorleben arbeitet und 
zeitweise auch im Schacht Konrad 
im Einsatz war. „Momentan sind 
wir 59, die hier die Verfüllung des 
Salzstocks vornehmen.“
Die Planungen sehen vor, dass der 
Rückbau in drei Schritten erfolgt: 
Aktuell läuft das vor zwei Jahren 
begonnene Verfüllen des Gruben-
gebäudes. Dabei wird auch die 
Salzhalde zurückgebaut. Die Ar-
beiten sollen 2027 abgeschlossen 
sein.
Daraufhin folgen Rückbau und Ver-
füllung der Schächte 1 und 2, zum 
Teil ebenfalls mit Salz, als Deck-
schicht kommt Schotter und ganz 
zum Schluss eine Schachtabde-
ckung aus Beton zur Anwendung. 
Diese zweite Phase soll 2030 ab-
geschlossen sein.
Zuletzt werden zwischen 2029 und 
2031 die übertägigen Anlagen zu-
rückgebaut, Flächen rekultiviert 
und Gebäude abgerissen oder zur 
anderweitigen Nutzung verkauft.

 Tonnenweise Salz

Nach dem Auffahren der Strecken 
unter Tage lagerten auf der Salzhal-
de hinter den Bergwerksschächten 
rund 690 000 Tonnen Salz. Durch 
Auswaschungen waren es zu Be-
ginn der Verfüllung im Jahr 2024 
noch rund 440 000 Tonnen über-
wiegend reinen Steinsalzes. 
Weil das Salz beim Abfräsen von 
der Halde aufgelockert wird, nimmt 
es an der Oberfläche ein wesent-
lich größeres Volumen ein. So kann 
die Salzhalde mit rund 300 000 Ku-
bikmetern die Grubenräume mit 
einer Größe von 234 000 Kubik- 
meter problemlos füllen. 
Am Ende stellt sich die Frage, wie 
viele Milliarden hier ausgegeben 
wurden – für nichts. Torsten Rabe 
schätzt die Kosten allein für die 
Erkundung im Bergwerk bis zum 
Jahr 2015 auf rund zwei Milliarden 
Euro. „Die BGE kostet mit ihren 
verschiedenen Standorten jähr-
lich rund eine Milliarde Euro“, ant-
wortet Torsten Rabe auf die Frage 
eines BI-Mitgliedes. „Das ist der 

teuerste Bereich im Umweltmi-
nisterium.“

Zufrieden, nachdenklich und er-
schöpft verlassen die Mitglieder 
der Bürgerinitiative und des Sonn-
tagspazierganges nach der Fahrt 
in den Salzstock das Werksgelän-
de. An diesem Tag hat der politi-
sche Gegner ein anderes Gesicht 
bekommen. Aktivisten erkennen 
Menschen, die ihren geschätzten 
Arbeitsplatz abbauen müssen. „Es 
war schon gut, sich an einen Tisch 
zu setzen“, lobte Tanja Zeps vom 
Sonntagsspaziergang, „und ein-
ander zuzuhören.“
Gleichzeitig sind sich alle mit den 
beiden BGE-Mitarbeitern einig, 
dass nun ein anderer, ein sicherer 
Standort gefunden werden muss. 
Dabei darf die Zeit der Suche nur 
eine Nebenrolle spielen. „Gerade 
deshalb bleiben wir in Gorleben 
am Atommüll kleben“, resümiert 
Wolfgang Ehmke zum Schluss. Er 
meint die Verlängerung der Ge-
nehmigung des gegenüberliegen-
den Zwischenlagers. Dort sind 113 
Castorbehälter mit hochradioak-
tivem Abfall untergebracht. Da-
zu kommt noch das Fasslager, 
wo Fässer mit weniger brisantem 
Müll stehen. Insgesamt gibt es in 
Deutschland 16 Zwischenlager. 
In ihnen lagert Atommüll, der ur-
sprünglich im Bergwerk Gorleben 
endgelagert werden sollte.

Wendland
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Glück auf! Den traditionellen Gruß 
hört man im Bergbau immer und 
immer wieder. Mit ihm wünschen 
sich die Bergleute, dass sich vor 
den Gegrüßten das Glück auftun 
möge – ein Kohleflöz etwa, eine 
Edelsteindruse oder ein neues Erz-
vorkommen. 
Auch beim Besuch des Bergwerks 
in Gorleben schallt der Gruß noch 
durch Hallen und Strecken, wenn 
sich Bergmänner begegnen. Doch 
finden wollen die Arbeiter hier 

Glück zu! 
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1: Noch lagern Tausende Tonnen Salz auf der Halde

2: Mit einer Straßenfräse wird das Salz gelockert und in Container verladen

3: Im Schachtgebäude werden die Container in den Lastenfahrstuhl gefahren 4: In gut 800 Metern Tiefe verlassen die Container 

8: Verfüllter ehemaliger Eingang zu einer Strecke
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nichts mehr. Im Gegenteil: Ihre Auf-
gabe ist es seit 2024, das ehemalige 
Erkundungsbergwerk im Salzstock 
Gorleben-Rambow wieder mit Salz 
zu verfüllen. Dass sie das sehr ge-
wissenhaft tun, konnte unser Fo-
tograf bei seinem Besuch auf der 
840-Meter-Sohle eindrucksvoll do-
kumentieren. Nach seiner Rückkehr 
über Tage schien ihm der alte Berg-
mannsgruß allerdings nicht mehr 
so recht zu passen: „Eigentlich 
müsste es hier heißen: Glück zu!“

Recht

4: In gut 800 Metern Tiefe verlassen die Container  den Fahrstuhl 5: Vor Ort wird das Salz entladen

6: Radlader bringen das Salz in die Strecken

7: Die Strecken werden vom Ende her verfüllt und verdichtet8: Verfüllter ehemaliger Eingang zu einer Strecke
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gerichts aus dem Jahr 1985, für 
ihn sei das Engagement der Zivil-
gesellschaft, die parteienunabhän-
gige Arbeit, „gelebte Demokratie 
von unten“. 
Gesprächsaufhänger war ein per-
sönlicher Gegenstand, der für ei-
nen prägenden Moment aus 40 
Jahren Umwelt- und Klimapoli-
tik steht. Wolfgang Ehmke hatte 
neben der Wendlandfahne gleich 
mehrere Präsente dabei: Dr. Ange-
la Merkel überreichte er mit der er-
neuten Einladung ins Wendland ei-
nen Umschlag mit einer Tüte Back-
pulver – eine Anspielung auf den 
„Backpulververgleich“ Merkels. 
Die hatte zu den Schwierigkeiten 
beim Beladen des ersten Castor-
Transports, der schließlich im April 
1995 vom AKW Philippsburg nach 
Gorleben rollte, angemerkt, das sei 
wie beim Kuchenbacken, da gin-
ge halt auch oft was daneben. Für 
diese Äußerung hatte sich die Ex-
Umweltministerin und Kanzlerin 
in ihrem Buch Freiheit jüngst ent-
schuldigt. 
 „Merkel verteidigte in ihrer Rede 
den Atomausstieg erneut als folge-
richtig und setzte damit ein deut-
liches Ausrufezeichen in Richtung 
ihrer Partei, in der es immer wie-
der Stimmen für einen Wiederein-
stieg in die Atomkraft gibt“, fassten 
die mitgereisten BI-Mitglieder de-
ren Rede zusammen.

Ex-Minister Peter Altmaier (CDU) 
bekam die BI-Broschüre mit den Re-
den anlässlich seines Besuchs im 
Januar 2013 im Gildehaus Lüchow 
in die Hand gedrückt. Ehmke wür-
digte dessen Initiative, gemeinsam 
mit Jürgen Trittin (Grüne) und Sig-
mar Gabriel (SPD) einen Schluss-
strich unter die Castortransporte 
nach Gorleben gezogen und die 
Grundzüge des Standortauswahl-
gesetzes erarbeitet zu haben. Vor 
allem die BI-Forderung nach ei-
ner vergleichenden Endlagersu-
che wurde von diesem Trio umge-
setzt – das Ergebnis ist bekannt, 
der Salzstock Gorleben-Rambow 
fiel im ersten Vergleichsschritt 
aus der Endlagersuche im Herbst 
2020 heraus, auch wenn man sich 
im Wendland mit vier Tongebie-
ten und den Atommüllzwischen-
lagern weiterhin mit der Atom-
müllproblematik befassen muss.
„Mit unserem Engagement haben 
wir von Beginn an sowohl den An-
stoß für den Siegeszug der Rege-
nerativen gegeben als auch ent-
scheidend zum Atomausstieg bei-
getragen. Der ist allerdings nicht 
vollendet: Immer noch sind die 
Urananreicherungsanlage in Gro-
nau und die Brennelementefabrik 
in Lingen in Betrieb und tragen 
zum Atommüllberg bei“, merk-
te BI-Sprecher Ehmke zu den ak-
tuellen Herausforderungen an.

Umweltministerium wird 40
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Mit einer Festveranstaltung wur-
de am 2. Juni das 40. Jubiläum 
des Bundesumweltministeriums 
(heute: BMUKN) gefeiert, das un-
ter dem Eindruck der Reaktorkatas-
trophe von Tschernobyl am 6. Juni 
1986 gegründet wurde. 
Fast alle Umweltministerinnen 
und Umweltminister, die es seit 
der Gründung des Bundesumwelt-
ministeriums gab – darunter auch 
Ex-Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) – kamen am 2. Juni im Ber-
liner Café Moskau zusammen. Ziel 
war ein lebendiger, persönlicher 
Austausch zu den Themen Atom- 
und Kohleausstieg und dem Struk-
turwandel in den Kohlegebieten 
sowie der Endlager-Kompromiss 
und das Standortauswahlgesetz. 
 Zu den Panel-Gesprächen waren 
neben Luisa Neubauer von Fri-
days for Future auch Wolfgang 
Ehmke, der Sprecher der Bürger-
initiative Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg (BI), eingeladen. Er 
ordnete zugleich die Rolle einzel-
ner Aktivist:innen politisch ein: 
„Wir waren und sind viele, denn 
das macht auch die Kraft der Zi-
vilgesellschaft aus, die ein wich-
tiges Korrektiv für energiepoliti-
sche Fehlentscheidungen war und 
bleiben wird.“ Ehmke verwies da-
bei auf den entsprechenden Ge-
halt des sogenannten Brokdorf-
Urteils des Bundesverfassungs-

Vor 40 Jahren – am 6. Juni 1986 – hat das Bundesumweltministerium seine Arbeit 
aufgenommen. Gegründet wurde es als direkte Reaktion auf die Reaktor-Katast-
rophe von Tschernobyl. Die vielfältigen Aufgaben des Umwelt- und Naturschutzes 
mitsamt Reaktorsicherheit und Strahlenschutz wurden dadurch innerhalb der 
Bundesregierung gebündelt.
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Ein Endlager im Salzstock Gorle-
ben ist Geschichte, er wurde im 
Herbst 2020 wissenschaftsbasiert 
aussortiert. 

Zur Geschichte um den Salzstock 
im Wendland gehört aber auch, 
dass die ehemalige Bundeskanz-
lerin Angela Merkel in ihrem Buch 
Freiheit auf den eigenen politi-
schen Werdegang zurückschaut 
und auf das Gorleben-Kapitel zu 
sprechen kommt: Mit einer klaren 
Entschuldigung für ihren Satz aus 
dem Vorfeld des ersten Castor-
transports ins Wendland 1995. 
Im Lüchower Gildehaus sagte sie 
damals: „Auch beim Kuchenba-
cken in der Küche geht eben im-
mer eine Kleinigkeit wie beispiels-
weise Backpulver daneben.“ 
Beim Beladen des ersten Castor-
behälters am AKW Philippsburg 
hatte es eine Kette von Proble-
men gegeben: Der Behälter ließ 
sich im Innern nicht richtig trock-
nen, es fanden sich Metallspäne 
darin und der Primärdeckel ver-
kantete sich. Merkel kommentier-
te das mit dem zitierten Satz vor 
dem Kreisparteitag der CDU – zu 
dem sie per Helikopter eingeflo-
gen wurde, damit sie von aufge-

brachten Bürger:innen und Trak-
toren nicht aufgehalten werden 
konnte.
Nach Erscheinen des Buches Frei-
heit hatte Vorsitzender Martin Do-
nat für die BI Umweltschutz eine 
Einladung an Angela Merkel ins 
Wendland ausgesprochen, die 
aber verhallte. Nun aber, im zwei-
ten Anlauf, hat es gefunkt. In Ber-
lin, beim Festakt 40 Jahre Bun-
desumweltministerium (s. Ar-
tikel links) nahm die ehemalige 
Bundeskanzlerin von Pressespre-
cher Wolfgang Ehmke eine Einla-
dungskarte mit einer Backpulver-
tüte in Empfang. Beim späteren 
Gespräch sagte sie: „Sie werden 
von mir hören.“ 
Anschließend bezog Merkel klar 
Stellung gegen Stimmen aus den 
Unionsparteien, die immer wie-
der den Atomausstieg als „strate-
gischen Fehler“ bezeichnen – so 
unlängst Ursula von der Leyen, 
deren Vater Ernst Albrecht dem 
Wendland einst Gorleben einge-
brockt hatte.
Und nun ist klar, Angela Merkel 
kommt auf Einladung der BI am 
30. November zu einer Lesung ih-
res Buches – natürlich ins Gilde-
haus in Lüchow. Nicht umsonst 

hat das Gorleben Archiv diesen 
Ort als Ort der Demokratie aus-
geschildert, denn hier wurde Ge-
schichte geschrieben – vom wend-
ländischen Widerstand. 
„Angela Merkel kommt – und wir 
möchten mit euch vorab darüber 
reden“, so Wolfgang Ehmke.
Denn dass sie ins Wendland 
kommt, wird bestimmt andere un-
gute Erinnerungen wecken. Ihre 
Aussagen zum „Salzgutachten“ 
der Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe beispiels-
weise, in dem Gorleben gar nicht 
Gegenstand der Untersuchung 
war, sie aber genau das behaup-
tete und vor dem Gorleben-Unter-
suchungsausschuss des Bundes-
tages drüber hinweghuschte … 

Dennoch: Angela Merkel kommt. 
In einer Veranstaltung lange vor 
ihrem Besuch möchte die BI mit 
Interessierten und Kritikern ins 
Gespräch kommen. Ort und Zeit 
standen bei Redaktionsschluss 
noch nicht fest und werden noch 
bekanntgegeben.

RechtRecht

Angela Merkel kommt.
Wir sind schon da!
Am 30. November kommt Angela Merkel zu einer Lesung ihres Buches ins Gildehaus 
in Lüchow – auf Einladung der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg.

Wendland
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Wie Frankreichs Forschungsschiff L’Atalante nach Atommüllfässern
aus dem letzten Jahrhundert sucht. Von Andreas Conradt

Atomwaffenproduktion im Atlan-
tik und in arktischen Gewässern. 
Weltweit waren 70 bis 80 Gebiete 
betroffen. 1993 wurde nach Pro-
testen unter anderem von Green-
peace die Verklappung auf hoher 
See durch ein internationales Ab-
kommen verboten.
Seitdem liegt mehr als vier Kilome-
ter unter der Oberfläche des Nord-
ostatlantiks ein Erbe des Atomzeit-
alters, das jahrzehntelang nahe-
zu in Vergessenheit geraten war: 
Hunderttausende Fässer mit ra-
dioaktiven Abfällen, versenkt zwi-
schen den 1950er- und den frühen 
1990er-Jahren. 
Erstmals Mitte letzten Jahres und 
erneut im Mai und Juni dieses 
Jahres hat eine internationale 
Forschungsmission unter Leitung 
der französischen Forschungsor-
ganisation Centre national de la re-

Expedition
in die strahlende Tiefe

nahe dem ehe-
maligen Erkundungsbergwerk 
Gorleben ist heute Mahnmal ge-
gen den verantwortungslosen Um-
gang mit Atommüll – gleich wel-
cher Herkunft. Und auch, wenn 
die Beluga an den spektakulä-
ren Schlauchboot-Einsätzen von 
Greenpeace im Ärmelkanal und 
im Nordatlantik nicht beteiligt war, 
steht sie durch ihre Fahrten zu den 
Wiederaufarbeitungsanlagen in La 
Hague und Sellafield doch symbo-
lisch auch für den Kampf gegen die 
Verklappung strahlender Abfälle 
auf hoher See. 
Denn mehrere Jahrzehnte lang be-
trachteten viele Länder das Meer 
als unerschöpfliches Abfallbecken. 
Zwischen 1946 und 1992 verklapp-
ten sie strahlenden Müll aus Indus-
trie und Wissenschaft, aber auch 
aus Atomkraftwerken und der 

Das Schiff im Wald
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cherche scientifique (CNRS) damit 
begonnen, dieses Kapitel mit mo-
dernster Tiefseetechnologie sys-
tematisch aufzuarbeiten.
Mitte Juni 2025 war das franzö-
sische Forschungsschiff L’Atalante 
im Rahmen der Mission Nuclear 
Ocean Dump Site Survey Monito-
ring (NODSSUM) im Nordostatlan-
tik unterwegs. Ziel der Expedition 
war nicht die Bergung der Fässer, 
sondern ihre Lokalisierung, Kartie-
rung und wissenschaftliche Unter-
suchung. Die Forscher wollten he-
rausfinden, in welchem Zustand 
sich die Behälter befinden und ob 
aus ihnen radioaktive Stoffe in die 
Tiefsee gelangen.
Bei einer zweiten Expedition im 
Mai und Juni dieses Jahres stieß 
eine dreiköpfige Besatzung mit 
dem Miniatur-U-Boot Nautile zum 
Meeresboden in 4700 Metern Tie-
fe vor. Bei den 20 Tauchgängen ge-
langen den Fachleuten zahlreiche 
ebenso erschreckende wie faszi-
nierende Aufnahmen von den Fäs-
sern – teils stark von Rost zerfres-
sen und von Meeresorganismen 
besiedelt. Oft war Material aus 
dem Inneren ausgetreten.

 Ein verdrängtes Kapitel der 
Atomgeschichte

In der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts galt die Tiefsee inter-
national als geeigneter Ort zur Ent-
sorgung schwach- und mittelradio-
aktiver Abfälle. Insgesamt wurden 
nach heutigen Schätzungen mehr 
als 200 000 Fässer von mehreren 
europäischen Staaten in den abys-
salen Ebenen des Nordostatlantiks 
versenkt. Die Ablagerungsgebiete 
liegen rund 600 Kilometer westlich 
der französischen und spanischen 
Küste in Tiefen von etwa 4000 bis 
5000 Metern.
Die damals versenkten Fässer 
enthielten überwiegend konta-
minierte Laborgeräte, Schutzklei-
dung, Filtermaterialien, Harze und 
andere radioaktive Abfälle aus For-
schung, Medizin und der zivilen 
Kerntechnik. Hochradioaktiver ab-
gebrannter Kernbrennstoff wurde 
nach heutigem Kenntnisstand dort 
wohl nicht entsorgt, dennoch ent-
halten viele Behälter langlebige Ra-
dionuklide wie verschiedene Pluto-
nium-Isotope oder Americium, de-
ren Halbwertzeiten teilweise meh-
rere zehntausend Jahre betragen.
1993 wurde die Entsorgung radio-

aktiver Abfälle im Meer durch in-
ternationale Übereinkommen end-
gültig verboten. Seither fehlten je-
doch umfassende Untersuchun-
gen über den tatsächlichen Zu-
stand der versenkten Fässer.

 Warum erst jetzt?

Obwohl bereits in den 1980er-Jah-
ren einzelne französische Expedi-
tionen einige Fässer fotografier-
ten, blieb das Wissen über ihre 
Lage und ihren Zustand äußerst 
lückenhaft. Damals verhinderten 
mangelnde technische Möglichkei-
ten eine großflächige Kartierung 
des Meeresbodens.
Heute stehen den Forschern au-
tonome Unterwasserfahrzeuge, 
hochauflösende Sonarsysteme 
und dreidimensionale Kamera-
technik zur Verfügung. Die Missi-
on NODSSUM nutzt unter ande-
rem den autonomen Tiefseero-
boter UlyX, der den Meeresbo-
den systematisch absucht, Objek-
te identifiziert und präzise kartiert. 
Parallel werden Sedimentproben, 
Wasserproben sowie Tiefseefauna 
untersucht, um mögliche Auswir-
kungen radioaktiver Stoffe auf das 
Ökosystem zu analysieren.

 Erste Ergebnisse der Expedition

Bereits während der Forschungs-
fahrt im vergangenen Jahr konn-
ten die Wissenschaftler zahlreiche 

Recht

Der Tauchroboter UlyX

Forschungsschiff L’Atalante

Die L’Atalante ist ein 85 Meter langes, modernes 
ozeanografisches Forschungsschiff des franzö-
sischen Instituts Ifremer, das häufig in Koope-
ration mit dem nationalen Forschungszentrum 
CNRS für Expeditionen genutzt wird. Es wur-
de im Oktober 1990 in Dienst gestellt, die erste 
Forschungsreise unternahm es im März 1991.

Das Schiff ist mit verschiedenen für die For-
schungsarbeiten benötigten Anlagen ausgestat-
tet, darunter Echolote, Sonar, Thermosalino-
graph und Bathythermograph. Vom Forschungs-
schiff können unter anderem das Tiefsee-U-Boot 
Nautile und der Tiefseeroboter UlyX eingesetzt 
werden. 

Für die Forschung stehen mehrere Räume zur 
Verfügung, darunter acht Labore. An Bord ist ne-
ben der Besatzung Platz für 30 Wissenschaftler.

Atommüll
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Behälter lokalisieren. Nach Ab-
schluss der ersten Expedition An-
fang Juli 2025 meldete das CN-
RS, dass insgesamt 3355 Atom-
müllfässer kartiert wurden. Da-
rüber hinaus sammelte das For-
schungsteam rund 5000 Liter Was-
serproben, entnahm 345 Sedi-
mentkerne und fing mehrere Tief-
seefische sowie Krebstiere für ra-
diologische und ökologische Un-
tersuchungen. Die Daten bilden 
die bislang umfangreichste wis-
senschaftliche Bestandsaufnahme 
eines historischen Atommülllagers 
auf dem Meeresboden.

 Nicht Bergung,
sondern Risikobewertung

Entgegen manchen öffentlichen 
Erwartungen verfolgt die Expedi-
tion ausdrücklich keine Bergungs-
mission. Dafür gibt es mehrere 
Gründe: Zum einen befinden sich 
die Behälter in extremen Tiefen un-
ter einem Wasserdruck von etwa 
500 bar. Eine Bergung wäre tech-
nisch außerordentlich aufwendig 
und mit erheblichen Risiken ver-
bunden. Zum anderen könnten 
Eingriffe den Meeresboden stär-
ker beeinträchtigen als ein Belas-
sen der Fässer an Ort und Stelle, 
sofern deren Inhalt nur in gerin-
gem Maße austritt.
Deshalb konzentriert sich die ak-
tuelle Forschung zunächst auf drei 
zentrale Fragen: Wo liegen die 
Fässer genau, wie stark sind sie 

korrodiert und lassen sich erhöh-
te Konzentrationen künstlicher Ra-
dionuklide in Sedimenten, Wasser 
oder Organismen nachweisen? 
Erst auf Grundlage dieser Daten 
lässt sich beurteilen, ob langfristig 
Handlungsbedarf besteht.

 Wie groß ist das Risiko?

Viele kurzlebige radioaktive Iso-
tope sind inzwischen vollständig 
zerfallen. Andere langlebige Stoffe 
könnten dagegen noch über Jahr-
tausende vorhanden sein. Ent-
scheidend ist weniger die bloße 
Existenz der Fässer als die Frage, 
ob und in welchem Umfang radio-
aktive Stoffe tatsächlich aus den 
Behältern austreten und sich im 
Tiefseeökosystem anreichern.
Gerade hierzu existieren bislang 
erstaunlich wenige belastbare Da-
ten. Die NODSSUM-Mission soll 
deshalb erstmals eine wissen-
schaftliche Grundlage schaffen, 
um Umweltbelastungen objektiv 
bewerten zu können. Die Expedi-
tion ist ausdrücklich als Umwelt- 
und Ozeanforschungsprojekt an-
gelegt und nicht als Suche nach 
einer akuten Gefahrenlage.

 Ein Blick in die Vergangenheit – 
mit moderner Technik

Die Forschungsfahrten der 
L’Atalante sind mehr als eine spek-
takuläre Tiefseeexpedition. Sie ste-
hen exemplarisch für den Umgang 

moderner Gesellschaften mit den 
Altlasten des Atomzeitalters. Ent-
scheidungen, die vor Jahrzehnten 
unter völlig anderen wissenschaft-
lichen und politischen Vorausset-
zungen getroffen wurden, müssen 
heute mit neuen Methoden über-
prüft werden.
Die Mission verbindet Meeresgeo-
logie, Radioökologie, Ozeanogra-
phie, Biologie und Robotik. Ihre 
Ergebnisse dürften nicht nur für 
Frankreich, sondern auch für die 
internationale Atompolitik und den 
Meeresschutz von erheblicher Be-
deutung sein. Denn erstmals ent-
steht ein detailliertes Bild davon, 
was tatsächlich am Grund des 
Nordostatlantiks liegt – und wel-
che Folgen diese jahrzehntealten 
Atlasten für eines der am wenigs-
ten erforschten Ökosysteme der 
Erde haben könnten. Ob aus den 
versenkten Fässern eine relevante 
Umweltbelastung erwächst oder 
ob die Tiefsee die Hinterlassen-
schaften der frühen Atomära bis-
lang weitgehend isoliert hat, wer-
den erst die Laboranalysen der in 
den kommenden Monaten ausge-
werteten Proben zeigen. Die Expe-
dition der L’Atalante markiert damit 
den Beginn einer wissenschaftli-
chen Aufarbeitung, die möglicher-
weise noch Jahre andauern wird.

Atommüll

Quellen
CNRS, Ifremer, Telepolis, RND, Tagesschau



3355 Atommüllfässer im Meer entdeckt
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Gorleben Archiv e.V. – Die Geschichte des wendländischen Widerstandes

Fundstück im Archiv: Das Skat-Blatt „Gorleben”
von Peter Bauhaus

Obwohl das Skat-Spiel 2016 in die Liste des immateriellen Kulturerbes Deutschlands aufge-
nommen wurde, konnte sich dieses Fundstück lange im Archiv verstecken: ein Skatblatt mit 
Motiven aus dem Gorleben-Widerstand.
Gestaltet hat es Arno Waldschmidt, Mitbegründer der Werkstatt Rixdorfer Drucke (zusammen 
mit Uwe Bremer, Ali Schindehütte und Johannes Vennekamp). Laut Elbe-Jeetzel-Zeitung war 
es dieses „anarchische Quartett“, das den rebellischen Impuls der 68er in die Welt der Kunst 
trug. Die Rixdorfer seien „Lokal-Genies, die lieber schluckten als druckten“ schrieb der SPIE-
GEL 1966 über die „selbsternannten Bohemians“. Arno Waldschmidt starb 2017, sein Skatblatt 
ist auf dem Online-Shop des Merlin Verlags nach wie vor erhältlich.

www.gorleben-archiv.de



Name .............................................................................	 Vorname ............................................................................................... 

Straße ............................................................................	 Hausnummer .......................................................................................

PLZ, Ort .........................................................................	 E-Mail ....................................................................................................

Datum ............................................................................	 Unterschrift .......................................................................................... 

Ich möchte eins von über 1000 Mitgliedern der BI werden. Bitte schicken Sie den Aufnahmeantrag per Post oder 
E‑Mail (Jahresbeitrag Standard: € 50; Familie: € 60; reduziert: € 15).

Ich möchte die „Gorleben Rundschau” künftig regelmäßig (4 x im Jahr) und weiteres Infomaterial unregelmäßig 
zugeschickt bekommen (jew. kostenlos).

Ich unterstütze Sie mit einer (regelmäßigen) Spende. Bitte buchen Sie von meinem Konto ab:

einmalig EUR ......................

monatlich EUR ....................

Kontoinhaber .........................................................   Name der Bank ....................................................................................

BIC ..........................................................................   IBAN .....................................................................................................

Ich möchte Ihnen meine Spende lieber per Überweisung oder Dauerauftrag zukommen lassen:

BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. •  Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
IBAN: DE24 2585 0110 0044 0607 21 • BIC: NOLADE21UEL

Bitte das ausgefüllte Formular per Post an die oben genannte Adresse schicken.

□

□

□

□
□

□

Bürgerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg e. V.
Rosenstraße 20  •  29439 Lüchow

Mo – Mi: 10 – 15 Uhr  •  Do: 12 – 18 Uhr  •  Fr: geschlossen
 05841 - 4684
buero@bi-luechow-dannenberg.de
www.bi-luechow-dannenberg.de

Liebe BI, jetzt will ich auch was tun!Liebe BI, jetzt will ich auch was tun!

Landrats-

stellen sich
kandidat:innen

Impulsvorträge zu den Themen 
Atommülllagerung und Windkraft im Wendland
Anschließend Befragung der Kandidat:innen
Freitag, 4. September, 18.30 Uhr, Gildehaus, Lüchow


